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Das Pumpspeicherwerk muss wieder saniert werden
Mit der Ausbringung von Kies am Engeweiher hat die erneute Sanierung des fast 120 Jahre alten Schaffhauser  
Pumpspeicherwerks begonnen. Bis Ende März folgen noch Arbeiten an technischen Anlagen.

Thomas Martens

SCHAFFHAUSEN. Es ist beinahe 
ein Relikt aus längst vergange-
nen Zeiten, das Schaffhauser 
Pumpspeicherwerk Engewei-
her. Mit Baujahr 1909 ist es das 
älteste Speicherkraftwerk der 
Schweiz, das noch in Betrieb ist. 
1993 gab es eine grundlegende 
Erneuerung des Kraftwerkes, 
die Konzession wurde bis zum 
Jahr 2070 verlängert. Im ersten 
Quartal dieses Jahres steht nun 
wieder einmal eine Sanierung 
der Anlage an, für knapp 2,5 Mil-
lionen Franken.

Die Revision des Pumpspei-
cherwerks erfolgt über die ge-
samten ersten drei Monate,  
teilte Betreiber SH Power am 
Montag mit. Erste sichtbare 
Arbeiten gibt es seit Montag am 
Engeweiher, der als Speicher-
becken dient. Hier wurde der 
Wasserstand abgesenkt, wo-

durch der Damm grossflächig 
frei liegt. Dies ermöglicht, dass 
am rund 500 Meter langen Ufer 
Kies ergänzt werden kann. 
Nach Angaben von Unterneh-
menssprecherin Nadine Baum-
gartner werden geschätzt etwa 
500 Kubikmeter Kies verbaut, 
«wie viel genau, werden wir 
dann nach Abschluss der Arbei-
ten sehen». 

Bagger am Ufer
Seit Montag fahren Lastwagen 
zum Engeweiher hoch, um ge-
brochenen Moränen-Schotter 
aus der Region anzuliefern. 
Dort wird das Material dann 
mit einem Bagger ausgebracht. 
SH Power weist darauf hin, 
dass die Zugänglichkeit rund 
um den Engeweiher deshalb 
zeitweise stark eingeschränkt 
sein kann.

Gleich zu Beginn der Sanie-
rung wird auch der Kugel

schieber ausgebaut, ein Sicher-
heits- und Absperrorgan von 
Druckleitungen. Dieser wird 
nach externer Revision wieder 
eingebaut. Auch der Rotor des 
Generators wird überprüft und, 
wo notwendig, instandgesetzt. 
Zudem wird die Steuerung, 
welche ihre Lebensdauer nach 
über 30 Jahren erreicht hat,  
ersetzt.

Das Pumpspeicherwerk 
dient der Versorgungssicher-
heit von Schaffhausen. Mit 
einer Francis-Turbine wird 
Rheinwasser in den maximal 
5,60 Meter tiefen Engeweiher 
gepumpt. Das Wasser aus dem 
Weiher kann bei Bedarf zum 
Kraftwerk an der Mühlenstras-
se geleitet und dort zur Strom-
erzeugung genutzt werden. 

Die Zentrale des histori-
schen Pumpspeicherwerks ist 
im Gebäudekomplex des Rhein-
kraftwerkes integriert. Der Ma-

schinensaal hat eine Fenster-
front zur Mühlenstrasse hin, 
die es Passanten ermöglicht, 

einen Blick auf die Maschinen-
gruppen und den Hallenkran zu 
werfen.

Ein Bagger bringt den Schotter am Engeweiher aus. �Bild: zVg/SH Power

Polizeimeldungen

Fahrausweis weg,  
Verfahren am Hals

SCHAFFHAUSEN. Am Dienstag-
abend kam es in Schaffhausen 
bei der Autobahnauffahrt im 
Bahntal zu einem Alleinunfall 
eines Autofahrers. Wie die 
Schaffhauser Polizei schreibt, 
hatte es der 52-Jährige noch 
nicht mal auf die Autobahn 
geschafft, als er wegen zu 
hoher Geschwindigkeit auf der 
Auffahrt in Richtung Cholfirst-
tunnel die Kontrolle über sein 
Auto verlor. Der Mann fuhr 
zuerst über die Verkehrsinsel 
und überquerte dann die 
beiden stark befahrenen 
Spuren der A4, ehe er die 
Betonwand rammte und zum 
Stillstand kam. Dann machte 
er sich aus dem Staub. Mehrere 
Autofahrer, die den Unfall 
beobachtet hatten, meldeten 
den Vorfall der Schaffhauser 
Polizei, die umgehend die 
Ermittlungen einleitete. Der 
unverletzte Mann konnte in 
Zürich aufgefunden werden. 
Gegen den Mann wurde ein 
Strafverfahren eingeleitet. (r.) 
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Milieu-Anwalt bleibt bis 2027 gesperrt
Noch über ein Jahr lang darf der stadtbekannte H. nicht als  Anwalt tätig sein, sein Berufsverbot wurde ausgeweitet. Er vermutet einen  
Zusammenhang zum Fall Fabienne W. – und will, dass es vorwärtsgeht mit dem Verfahren.    

Robin Blanck

SCHAFFHAUSEN. Böse Überra-
schung für den stadtbekannten 
Schaffhauser Milieu-Anwalt H.: 
Die Aufsichtsbehörde über das 
Schaffhauser Anwaltswesen hat 
das Verbot der Berufsausübung 
verlängert – und zwar gleich bis 
zum 7. Februar 2027. Damit ist 
H. zwar weiterhin Anwalt, darf 
aber keine Personen vor Gericht 
vertreten oder als Strafverteidi-
ger tätig sein. Erlaubt sind wei-
terhin rechtsberatende Tätigkei-
ten, faktisch kommt  der Spruch 
der Behörde einem Berufsver-
bot schon sehr nahe. 

Für den Milieu-Anwalt ist 
das sicherlich nicht unproble-
matisch, aber auch nicht völlig 
neu: Schon 2025 hat die Auf-
sichtsbehörde unter Präsident 
und Oberrichter Kilian Meyer 
den Anwalt aus dem Gerichts-
saal verbannt, damals noch für 
neun Monate. Hintergrund da-
mals dürfte ein Verstoss gegen 
die anwaltlichen Standesregeln 
gewesen sein. Konkret soll ein 
Video im Gangster-Rap-Stil 
gegen das Gebot verstossen ha-
ben, dass Anwälte objektive 
Werbung für sich machen müs-
sen – und nicht wie H. im Video 
über sich verbreiten liess, er sei 
«der beste Anwalt der Stadt». 

Bizarre Videos  
und Stereotype 
Der erwähnte Clip ist noch im-
mer unverändert publik, ob das 
von der Aufsichtsbehörde als 
Renitenz ausgelegt wurde und 
deshalb die Strafe verlängert 
wurde, ist offen: Kilian Meyer 
bestätigt gegenüber den SN le-
diglich die Verlängerung der 
Sanktion und dass der Ent-
scheid dazu vom 16. Dezember 
datiert. Was aber genau den 
Ausschlag gegeben habe für die 
noch schärfere Massnahme, 

dazu äussert sich Meyer nicht. 
Allerdings lassen sich ver-
gleichsweise einfach Verhal-
tensweisen feststellen, welche 
sich mit den Ansprüchen an 
einen Mann des Rechts nur 
schwer vereinbaren lassen: So 
äussert sich H. wiederholt amü-
siert über den Fall Fabienne W., 
der sich in seiner Wohnung zu-
getragen hat und der noch im-
mer nicht abgeschlossen ist. 
Schaut man sich einige der bi-
zarren Videos an, die H. in sei-
ner Wohnung produziert, stösst 
man schnell auf grenzwertige 
Aussagen. 

In einem jüngst publizierten 
Film, in dem es um die Science-
Fiction-Serie «Star Trek» geht, 
äussert sich H. abschätzig über 
Juden: Als ein Maskenbildner 
einen von H.s Komparsen mit 

übergrossen Ohren und spitzen 
Zähnen ausstattet und ihn so zu 
einem Angehörigen einer 
ausserirdischen Rasse der «Fe-
rengi» verkleidet, sagt H. dazu: 
«Das sind ja Juden – das sind im 
Prinzip die Juden aus dem Welt-
raum». Um danach die angeb-
liche Geldgier der «Ferengi»  
ausführlich zu erläutern und so  
dunkelste antisemitische Ste-
reotype zu bedienen.          

«Nichts Neues  
in der Begründung»
Rückblick: Schon früher war H. 
mit der Anwaltsaufsicht in Kon-
flikt gekommen, unangemesse-
nes Verhalten im Gerichtssaal, 
angetrunkenes Erscheinen vor 
Gericht und weitere zweifelhaf-
te Auftritte führten zu einem Be-
richt an die Aufsicht, die dann 

im Mai 2025 gehandelt hat – und 
mutmasslich nicht zum ersten 
Mal eine Sanktion gegen H. aus-
gesprochen hat.

Begründet wird diese Vermu-
tung damit, dass ein Berufsverbot 
meist erst nach vorherigen Ver-
warnungen verhängt wird. Doch 
H. widerspricht: Er habe vor dem 
Berufsverbot nie eine Strafe von 
der Aufsichtsbehörde erhalten, 
«auch keine Busse, obwohl eine 
solche bis zu einem Betrag von 
20’000 Franken möglich wäre», 
sagt er am Telefon und legt Wert 
auf die Feststellung, dass er sein 
Anwaltspatent trotz Zwangspau-
se nicht verloren habe. Weshalb 
es zur Verlängerung des Berufs-
verbots gekommen sei, könne er 
nicht nachvollziehen. 

«In der Begründung steht 
nichts Neues, argumentiert wird 

mit der Masse der Summe», sagt 
er und meint damit die verschie-
denen einzelnen Problemkreise 
– die im Bericht erwähnten Vor-
fälle, das Video – und natürlich 

der Fall Fabienne W. Dieser sei 
laut H. besonders zentral, auch 
wenn das in der Begründung zum 
Berufsverbot nicht so erwähnt 
werde: «Ich habe die starke Ver-
mutung, dass ich als Anwalt Pau-
se habe, solange noch nicht über 
den Fall Fabienne W. entschieden 
wurde.» Er spricht damit die 
noch immer laufenden Ermitt-
lungen zum Fall an und verlangt, 
dass mit dem Verfahren vor-
wärtsgemacht werde. «Ich ver-
stehe auch nicht, wieso niemand 
das Gutachten von Professor An-
dreas Donatsch über die Polizei-
arbeit erhält, das dieser für viel 
Geld erstellt hat», kritisiert H.    

Keine Beschwerde  
gegen Berufsverbot
Gegen das erste Berufsverbot 
hat H. noch Beschwerde beim 
Obergericht eingereicht, davon 
wolle er diesmal absehen: «Das 
hat mich nur 2000 Stutz gekos-
tet, und ich habe nicht einmal 
eine Nachfrist erhalten.» 

Wenn die Höchstdauer von 
zwei Jahren  erreicht ist, bleibt 
nur die Streichung aus dem An-
waltsregister als härtere Strafe 
respektive das lebenslange Be-
rufsverbot, das allerdings «nur 
fünf Jahre dauert», sagt H.  

Bild aus dem Video, das als verbotene Anwaltswerbung eingestuft worden sein dürfte: Anwalt H., der im Gangster-Rapper-Stil auftritt. � Bild: Youtube 

Persönliche Voraussetzungen für 
einen Registereintrag als Anwalt
1. Anwälte müssen handlungs-
fähig sein.
2. Es darf keine strafrechtliche 
Verurteilung vorliegen wegen 
Handlungen, die mit dem An-
waltsberuf nicht zu vereinbaren 
sind, es sei denn, diese Verurtei-
lung erscheinen nicht mehr im 
Privatauszug.

3. Es dürfen gegen sie keine Ver-
lustscheine bestehen.
4. Sie müssen in der Lage sein, 
den Anwaltsberuf unabhängig 
auszuüben. 
5. Sie können Angestellte nur 
von Personen sein, die ihrerseits 
in einem kantonalen Register 
eingetragen sind.

Persönliche Kopie vom 19.01.2026 / Matthias Frei


